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§197
Gefährdung der Sicherheit im Verkehr der Bahn, 

Luftfahrt und Schiffahrt
Wer fahrlässig im Verkehr die unmittelbare Gefahr eines 

schweren Verkehrsunfälls bei der Bahn, Luftfahrt oder Schiff­
fahrt verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit 
öffentlichem Tadel bestraft oder von einem gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen.

§198
Angriffe auf das Verkehrswesen

(1) Wer vorsätzlich auf Verkehrswegen Hindernisse bereitet, 
Verkehrsmittel, Verkehrswege, Warn- oder Signalanlagen oder 
-mittel oder andere Verkehrseinrichtungen zerstört, beschä­
digt, unbrauchbar macht, entfernt oder mißbräuchlich benutzt 
und dadurch eine Gemeingefahr vorsätzlich verursacht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung 
auf Bewährung bestraft.

(2) Wer durch die Tat einen schweren Verkehrsunfall vor­
sätzlich verursacht, wird mit Freiheitsstrafe -von drei bis zu 
acht Jahren bestraft.

(3) Wer durch die Tat außerordentlich schwerwiegende Fol­
gen vorsätzlich verursacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter 
fünf Jahren bestraft.

(4) Wer durch die Tat bei der Bahn, Luftfahrt oder Schiff­
fahrt eine Gemeingefahr fahrlässig verursacht, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Be­
währung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft.

(5) Der Versuch ist strafbar. In den Fällen der Absätze 1 
bis 3 ist auch die Vorbereitung strafbar.

§199

Pflichtwidriges Verhalten nach einem Verkehrsunfall
(1) Wer nach einem Verkehrsunfall einem Verletzten nicht 

die erforderliche und ihm mögliche Hilfe leistet, obwohl ihm 
dies ohne erhebliche Gefahr für sein Leben oder seine Ge­
sundheit und ohne Verletzung wichtiger anderer Pflichten 
möglich ist, wird von einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege zur Verantwortung gezogen oder mit öffent­
lichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

(2) Wer nach einem Verkehrsunfall Maßnahmen unterläßt, 
die zur Beseitigung des durch den Unfall hervorgerufenen 
Gefahrenzustandes für den Verkehr geboten und ihm möglich 
sind, obwohl nach den Umständen in Frage kommt, daß sein 
Verhalten zur Verursachung des Unfalles beigetragen hat, 
wird von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur 
Verantwortung gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geld­
strafe oder Verurteilung auf Bewährung bestraft.

§200
Verkehrsgefährdung durch Trunkenheit

(1) Wer im Verkehr ein Fahrzeug führt, obwohl er nach 
den ihm bekannten Umständen annehmen . muß, daß seine 
Fahrtüchtigkeit infolge des Genusses alkoholischer Getränke, 
anderer berauschender oder sonstiger die Reaktionsfähigkeit 
wesentlich vermindernder Mittel erheblich beeinträchtigt ist 
und dadurch eine allgemeine Gefahr für Leben oder Gesund­
heit anderer Menschen fahrlässig verursacht, wird von einem 
gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung 
gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung 
auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer seine berufliche Tätigkeit zur 
unmittelbaren Gewährleistung der Sicherheit- des Verkehrs 
ausübt, obwohl die Fähigkeit zur Erfüllung seiner Rechts­

pflichten infolge der im Absatz 1 genannten Umstände er­
heblich beeinträchtigt ist und dadurch eine allgemeine Ge­
fahr für Leben oder Gesundheit anderer Menschen fahrlässig 
verursacht.

(3) Wenn der Täter wegen Verkehrsgefährdung durch Trun­
kenheit bereits bestraft oder innerhalb des letzten Jahres von 
einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen worden ist oder durch eine Hand­
lung nach Absatz 2 eine Gemeingefahr fahrlässig verursacht, 
kann er mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft 
werden.

§201

Unbefugte Benutzung von Fahrzeugen
(1) Wer Kraftfahrzeuge, Wasser-, Luft- oder Schienenfahr­

zeuge, zu deren Führung eine Erlaubnis erforderlich ist, ge­
gen den Willen des Berechtigten benutzt, wird von einem ge­
sellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung 
gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Haftstrafe, 
Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr bestraft. /

(2) Wurde der Täter bereits wegen unbefugter Benutzung 
von Fahrzeugen bestraft oder innerhalb des letzten Jahres 
von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege straf­
rechtlich zur Verantwortung gezogen, kann er mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren bestraft werden.

(3) Der Versuch ist strafbar.
A n m e r k u n g :

Die unbefugte Benutzung von Fahrrädern, Wasserfahrzeu­
gen oder anderen Fahrzeugen, zu deren Führung keine Erlaub­
nis erforderlich ist, kann als Ordnungswidrigkeit verfolgt 
werden.

4. A b s c h n i t t  
Straftaten gegen den Nachrichtenverkehr

§202
Verletzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses

Wer als Mitarbeiter oder Beauftragter der Deutschen Post 
unbefugt Briefsendungen oder Telegramme während der Be­
förderung öffnet oder den Inhalt von Nachrichten, die der 
Deutschen Post 'anvertraut sind, Nichtberechtigten mitteilt, 
wird von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur 
Verantwortung gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geld­
strafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren bestraft.

§203
Nachrichtenunterdrückung

Wer als Mitarbeiter oder Beauftragter der Deutschen Post 
dieser zur Beförderung anyertraute Briefsendungen, Tele­
gramme oder zur Übermittlung anvertraute Nachrichten un­
terdrückt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffent­
lichem Tadel bestraft oder von einem gesellschaftlichen Or­
gan der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen.

§204
Nachrichtenverkchrsstörungen •

(1) Wer Post- oder Fernmeldeanlagen zerstört, beschädigt, 
unbrauchbar macht, unbefugt ändert oder in sonstiger Weise 
unbefugt auf diese einwirkt und dadurch den Nachrichten­
verkehr behindert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah­
ren oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder 
mit öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer den Nachrichtenverkehr durch 
Entzug oder Verwendung elektrischer Energie gefährdet oder 
unzulässig stört.


